
 
 

 
BAUGENOSSENSCHAFT FROHES WOHNEN ZÜRICH 

Allgemeine Bestimmungen 

zum 

MIETVERTRAG 

für Wohnungen von Wohnbaugenossenschaften und ander en ge-
meinnützigen Wohnbauträgern 
 
 
 

Präambel 
 
 
Mieterinnen und Mieter einer Genossenschaftswohnung sind nicht einfach Mieterinnen und Mieter, 
sondern in der Regel auch Mitglieder der Wohnbaugenossenschaft. Dies garantiert ihnen einen weit 
gehenden Kündigungsschutz und moderate Mietzinse. Als Mitglieder der Genossenschaft verfügen sie 
einerseits über ausgedehnte Mitwirkungsrechte in der Generalversammlung, die ihnen erlauben, die 
genossenschaftlichen Entscheide mitzugestalten und am Leben sowie der Weiterentwicklung der 
Wohnbaugenossenschaft teilzunehmen. Andererseits hat jedes Mitglied auch bestimmte Pflichten 
gegenüber der Wohnbaugenossenschaft, so insbesondere die Pflicht, deren Interessen zu wahren. 
Die Ausübung der Rechte und die Erfüllung der Pflichten aus dem vorliegenden Mietvertrag steht für 
Genossenschaftsmitglieder demzufolge in einem engen Zusammenhang mit den Rechten und Pflich-
ten, die sich aus dem Genossenschaftsrecht und den Bestimmungen von Statuten und Reglementen 
der Wohnbaugenossenschaft ergeben. Im Zweifelsfall geht die genossenschaftliche Regelung vor. 
 
 
 

I Finanzielles 
 
 
1. Mietzins 

1.1 Nicht staatlich geförderte Mietobjekte 

Bei nicht staatlich geförderten Mietobjekten wird der Mietzins mangels anderer Abrede aufgrund der 
tatsächlichen Kosten der Vermieterin berechnet (reine Kostenmiete). Mit den Mietzinsen müssen die 
Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Abschreibungen, Rückstellungen und 
Einlagen in die vom Gesetz vorgeschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern 
und Versicherungsprämie sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschaftsfüh-
rung gedeckt sein. 
 
Mietzinserhöhungen müssen mit dem amtlich genehmigten Formular mitgeteilt werden. Sie können auf 
die vertraglichen Kündigungstermine vorgenommen werden, unter Einhaltung der Kündigungsfrist (vgl. 
Ziffer 18.1), verlängert um eine zehntägige Anzeigefrist. Sie müssen begründet werden und den Hin-
weis enthalten, dass sie innert 30 Tagen bei der örtlichen Schlichtungsbehörde angefochten werden 
können. 
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1.2 Staatlich geförderte Mietobjekte 

Für Wohnungen, die mit Hilfe der öffentlichen Hand bereitgestellt wurden und deren Mietzinse durch 
eine Behörde kontrolliert werden (Art. 253b Abs. 3 OR), gelten die entsprechenden öffentlich-
rechtlichen Bestimmungen. Diese können Höchstgrenzen für Einkommen bzw. Vermögen, Mindest- 
und andere Belegungsvorschriften sowie Anforderungen bezüglich der Dauer der Wohnsitznahme 
enthalten. 
 
Mietzinserhöhungen werden mit einfachem Brief oder in der von der Behörde vorgesehenen Form 
mitgeteilt. Sie können auf die vertraglichen Kündigungstermine vorgenommen werden, unter Einhal-
tung der Kündigungsfrist (vgl. Ziffer 18.1), verlängert um eine zehntägige Anzeigefrist. Sie müssen 
begründet werden und den Hinweis enthalten, innert welcher Frist sie bei welcher Behörde angefoch-
ten werden können. Der Mieter/die Mieterin hat ein umfassendes Recht, in die Unterlagen und  Verfü-
gungen der kontrollierenden Behörde Einsicht zu nehmen. 
 
 

2. Nebenkosten 

2.1 Allgemeines 

Nebenkosten sind das Entgeld für die tatsächlichen Aufwendungen der Vermieterin oder eines Dritten 
für Leistungen, die mit dem Gebrauch der Mietsache zusammenhängen (z.B. Warmwasser- und Heiz-
kosten, Antennengebühr usw.) sowie Kosten für öffentliche Abgaben, die sich aus dem Gebrauch der 
Mietsache ergeben.  
 
Nebenkosten sind nur geschuldet, soweit sie im Mietvertrag ausdrücklich als zusätzliche Leistungen 
zum Nettomietzins vereinbart sind; sonst sind die diesbezüglichen Aufwendungen im Nettomietzins 
enthalten (Art. 257a Abs. 2 OR). Bei staatlich geförderten Mietobjekten richtet sich die Ausscheidung 
von Nebenkosten zusätzlich nach den entsprechenden öffentlich-rechtlichen Bestimmungen.  

2.2 Pauschalbeträge 

Ist vertraglich keine Akontozahlung vereinbart, gelten die Nebenkosten als Pauschalbeträge. Die Pau-
schale muss den durchschnittlichen Aufwendungen der vergangenen drei Jahre entsprechen. Eine 
Abrechnung wird nicht erstellt. Dem Mieter/der Mieterin steht das Recht zu, in die entsprechenden 
Belege Einsicht zu nehmen. 

2.3 Akontobeträge, Abrechnung 

Ist vertraglich Akontozahlung vorgesehen, wird über die tatsächlichen Kosten jährlich per 30. Juni ab-
gerechnet, sofern kein anderes Abrechnungsdatum vereinbart ist. Die Abrechnung ist dem Mieter/der 
Mieterin bis spätestens 6 Monate nach Ablauf der Abrechnungsperiode zuzustellen. Nachforderungen 
und Rückerstattungen sind innert 30 Tagen nach Erhalt der Abrechnung zu bezahlen.  
 
Die Abrechnung erfolgt nach einem angemessenen Verteiler bzw. für die Heizkosten nach den Mes-
sungen der Geräte für eine verbrauchsabhängige Heizkostenabrechnung.  
 
Der Mieter/die Mieterin kann innert 30 Tagen nach Erhalt der Abrechnung schriftlich Einsicht in die 
Abrechnungsbelege verlangen. Wird innert 30 Tagen Einsicht verlangt, beginnt die Zahlungsfrist ab 
dem Zeitpunkt, an dem alle sachdienlichen Belege offen gelegt wurden. Verlangt der Mieter/die Miete-
rin keine Einsicht oder gelangt er/sie nicht innert 30 Tagen ab dem Zeitpunkt, an welchem alle sach-
dienlichen Belege vorgelegen haben, an die Schlichtungsbehörde, gilt die Abrechnung als genehmigt.  

2.4 Beendigung des Mietverhältnisses während einer Rechnungsperiode 

Endet das Mietverhältnis während einer Rechnungsperiode, werden die Nebenkosten anteilsmässig 
nach anerkannten Schlüsseln auf die einzelnen Monate verteilt und belastet. Es besteht kein Anspruch 
auf eine vorzeitige Abrechnung der Akontobeträge. 
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2.5 Erhöhung der Nebenkosten 

Erhöhungen der Nebenkosten müssen mit dem amtlich genehmigten Formular auf die vertraglichen 
Kündigungstermine hin vorgenommen werden, unter Einhaltung der Kündigungsfrist (vgl. Ziffer 18.1), 
verlängert um eine zehntägige Anzeigefrist. Sie müssen begründet sein und den Hinweis enthalten, 
dass sie innert 30 Tagen bei der örtlichen Schlichtungsbehörde angefochten werden können. 
 
 
3. Genossenschaftliche Beiträge 

3.1 Genossenschaftsanteile 

Ist der Mieter/die Mieterin Mitglied der Wohnbaugenossenschaft und sehen die Statuten eine Beteili-
gung am Genossenschaftskapital vor, so ist er/sie verpflichtet, die gemäss Statuten und allfälligen 
Reglementen für das Mietobjekt erforderlichen Genossenschaftsanteile zu zeichnen und einzuzahlen. 
 
Die Rückzahlung der Genossenschaftsanteile bei Beendigung der Mitgliedschaft richtet sich nach den 
entsprechenden Statutenbestimmungen. Die Vermieterin ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genossenschaftsantei-
len zu verrechnen.  

3.2 Weitere genossenschaftliche Beiträge 

Weitere genossenschaftliche Beiträge ergeben sich aus den Statuten oder werden von der General-
versammlung beschlossen. 
 
 
4. Mahngebühren 
 
Die Vermieterin ist berechtigt, dem Mieter/der Mieterin Aufwendungen im Zusammenhang mit verspä-
teten Mietzinszahlungen in Rechnung zu stellen, insbesondere Mahngebühren von CHF 20.-- pro 
Mahnung. 
 
 
5. Mieterkaution 

5.1 Vereinbarung einer Mieterkaution 

Vereinbaren die Parteien eine Mieterkaution, darf diese höchstens drei Bruttomietzinse betragen. Die 
Vermieterin muss die Mieterkaution bei einer Bank auf einem Sparkonto, das auf den Namen des Mie-
ters/der Mieterin lautet, hinterlegen. 

5.2 Herausgabe der Mieterkaution 

Die Bank darf die Kaution nur mit Zustimmung beider Parteien oder gestützt auf einen rechtskräftigen 
Zahlungsbefehl oder auf ein rechtskräftiges Gerichtsurteil herausgeben. Hat die Vermieterin innert 
einem Jahr nach Beendigung des Mietverhältnisses keinen Anspruch gegenüber dem Mieter/der Mie-
terin rechtlich geltend gemacht, so kann dieser/diese von der Bank die Rückerstattung der Kaution 
verlangen. 
 
 

 

II Gebrauch und Unterhalt 
 
 
6. Übernahme des Mietobjekts 

6.1 Allgemeines 

Die Vermieterin übergibt dem Mieter/der Mieterin das Mietobjekt im vereinbarten Zeitpunkt in ge-
brauchsfähigem und gereinigtem Zustand. 
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Der Mieter/die Mieterin übernimmt die Kosten für die Anfertigung einheitlicher Namensschilder an 
Hausglocke, Briefkasten, Lift, Wohnungstüre usw. 

6.2 Übergabeprotokoll 

Es wird ein Wohnungsübergabeprotokoll erstellt bzw. eine Kopie des vom Vormieter/von der Vormiete-
rin unterzeichneten Wohnungsabnahmeprotokolls übergeben. Nachträglich festgestellte Mängel kön-
nen innert 10 Tagen seit Übergabe des Mietobjekts schriftlich bei der Vermieterin gerügt werden. Ver-
deckte Mängel sind sofort nach deren Entdeckung schriftlich mitzuteilen. 
 
 
7. Gebrauch des Mietobjekts 

7.1 Sorgfältiger Gebrauch 

Der Mieter/die Mieterin ist verpflichtet, das Mietobjekt sorgfältig zu benutzen, sauber zu halten und 
regelmässig und fachgerecht zu lüften. Entsprechendes gilt für die gemeinschaftlichen Räume und 
Anlagen.  
 
Hauskehricht, Papier, Karton, Küchenabfälle, Grüngut etc. sind entsprechend den Bestimmungen der 
Gemeinde zu entsorgen. Wo vorhanden, sind die entsprechenden Container zu benützen.  
 
Der Mieter/die Mieterin muss auf die Nachbarn Rücksicht nehmen und die Hausordnung sowie allfälli-
ge Spezialordnungen beachten. 

7.2 Benutzung 

Das Mietobjekt muss vom Mieter/von der Mieterin dauernd selbst benutzt und für Wohnzwecke ver-
wendet werden.  

7.3 Untermiete 

Das Mietobjekt darf nur mit vorgängiger Zustimmung der Vermieterin untervermietet werden. Die Ver-
mieterin kann die Zustimmung verweigern, wenn der Mieter/die Mieterin sich weigert, die Bedingungen 
der Untermiete bekannt zu geben, wenn die Bedingungen der Untermiete im Vergleich zu denjenigen 
des Hauptmietvertrages missbräuchlich sind oder wenn der Vermieterin aus der Untermiete wesentli-
che Nachteile entstehen. 
 
Als wesentliche Nachteile gelten die Verletzung von Statuten, Reglementen oder Wohnbauförderungs-
vorschriften sowie die Untervermietung für mehr als ein Jahr, die mehr als zweimalige Untervermie-
tung im laufenden Mietverhältnis und die Untervermietung an Personen, welche die Vermietungsricht-
linien nicht erfüllen. Der Mieter/die Mieterin muss eindeutig darlegen können, dass er/sie die Wohnung 
nach Ablauf der Untervermietung wieder selber bewohnen wird. Mit der Untervermietung einzelner 
Zimmer dürfen keine Belegungsvorschriften umgangen werden.  
 
Der Mieter/die Mieterin muss eine Person bezeichnen, die ihn/sie während der Dauer der Untermiete 
gegenüber der Vermieterin vertritt, oder eine Zustelladresse nennen. Der Mieter/die Mieterin haftet 
auch während seiner/ihrer Abwesenheit für die Erfüllung sämtlicher vertraglicher Pflichten. 
 
 
8. Haustiere 

8.1 Kleintiere 

Kleintiere wie Meerschweinchen, Goldhamster, Schildkröten, Kanarienvögel und Zierfische dürfen 
ohne Zustimmung der Vermieterin in den Wohnräumen gehalten werden, soweit sich die Anzahl dieser 
Tiere in den üblichen Grenzen hält und sofern sie vom Mieter/von der Mieterin heimtiergerecht gehal-
ten werden. 

8.2 Grössere Haustiere 

Das Halten von grösseren Haustieren (Hunden, Katzen, Papageien, Reptilien etc.) ist ohne schriftliche 
Zustimmung der Vermieterin grundsätzlich verboten. Eine allfällige Erlaubnis erfolgt mittels eines sepa-
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raten Tierhaltungsvertrages. Eine einmal erteilte Erlaubnis kann nach schriftlicher Mahnung unter Ein-
haltung einer angemessenen Frist aus wichtigen Gründen widerrufen werden. 

8.3 Weitere Bestimmungen 

Der Mieter/die Mieterin haftet für alle durch die Haustiere am Mietobjekt, am und im Gebäude und 
dessen Umgebung verursachten Schäden, insbesondere auch für die durch die Tierhaltung erhöhte 
Abnutzung am Mietobjekt (z.B. an textilen Bodenbelägen, Tapeten, Türen usw.). Dem Mieter/der Mie-
terin wird empfohlen, dafür eine Haftpflichtversicherung abzuschliessen und sich schriftlich zusichern 
zu lassen, dass sie derartige Schäden abdeckt. 
 
Einzelheiten der Haltung von Haustieren kann die Vermieterin in einem Reglement festhalten. 
 
 
9. Räumlichkeiten, Anlagen und Einrichtungen ausser halb des Mietobjektes 
 
Mangels anders lautender Vereinbarung darf der Mieter/die Mieterin Räumlichkeiten, Anlagen und 
Einrichtungen ausserhalb des Mietobjektes für seine/ihre Zwecke nicht benützen. Das Anbringen von 
Vorrichtungen und Installationen an Fassadenteilen (z.B. Beschilderung, Parabolantennen) sowie die 
Änderung bestehender Einrichtungen dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung der Vermieterin erfolgen. 
 
 
10. Unterhalt 

10.1 Unterhaltspflicht der Vermieterin 

Die Vermieterin ist verpflichtet, das Mietobjekt angemessen zu unterhalten und Mängel zu beseitigen. 
Der Mieter/die Mieterin muss entsprechende Reparatur- und Unterhaltsarbeiten dulden. Diese sind 
rechtzeitig anzuzeigen. Soweit Arbeiten für die Sacherhaltung unaufschiebbar sind, muss der Mie-
ter/die Mieterin die umgehende Ausführung dulden. Verhindert er/sie diese, wird er/sie schadenersatz-
pflichtig. 

10.2 Kleiner Unterhalt 

Die kleinen, für den gewöhnlichen Gebrauch der Mietsache im Lauf des Mietverhältnisses erforderli-
chen Reinigungen und Ausbesserungen hat der Mieter/die Mieterin auf seine/ihre Kosten vorzuneh-
men. Als kleiner Unterhalt gilt, was im Einzelfall Fr. 180.-- nicht übersteigt. 

10.3 Meldepflicht 

Der Mieter/die Mieterin muss Mängel des Mietobjektes, die er/sie nicht selber zu beseitigen hat, der 
Vermieterin melden, nach Möglichkeit schriftlich. Unterlässt er/sie die Meldung, haftet er/sie für den 
Schaden, welcher der Vermieterin daraus entsteht. In Notfällen ist der Mieter/die Mieterin verpflichtet, 
zumutbare Vorkehren selber zu treffen oder treffen zu lassen, mit denen ein Schaden vermieden oder 
verkleinert werden kann. 
 
 
11. Private Apparate 
 
Die Verwendung von privaten Apparaten mit Wasseranschluss in der Wohnung (Waschmaschinen, 
Geschirrspüler usw.) ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung der Vermieterin gestattet. Die 
Zustimmung ist auch erforderlich für private Apparate (Tiefkühlschränke, Kühltruhen, Tumbler usw.), 
die ausserhalb der Wohnung installiert werden. 
 
 
 

III Übrige Rechte und Pflichten 
 
 
12. Vertragsänderungen 
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Vertragsänderungen zulasten des Mieters/der Mieterin müssen mit dem amtlich genehmigten Formu-
lar auf die vertraglichen Kündigungstermine hin vorgenommen werden, unter Einhaltung der Kündi-
gungsfrist (vgl. Ziffer 18.1), verlängert um eine zehntägige Anzeigefrist. Vertragsänderungen zuguns-
ten des Mieters/der Mieterin sind per Brief mitzuteilen. 
 
 
13. Meldepflicht und Zustellung 
 
Der Mieter/die Mieterin ist verpflichtet, Änderungen der persönlichen Verhältnisse wie Heirat, Eintra-
gung der Partnerschaft, Scheidung, Tod des/der Ehe- bzw. eingetragenen Partners/Partnerin, Ände-
rung der Zustelladresse oder derjenigen des/der Ehe- bzw. eingetragenen Partners/Partnerin sowie 
eine Veränderung der Zahl der in der Wohnung lebenden Personen der Vermieterin schriftlich zu mel-
den. Die Vermieterin ist berechtigt, bei den zuständigen Ämtern Auskunft über den Zivilstand des Mie-
ters/der Mieterin zu verlangen. 
 
Bei staatlich geförderten Wohnungen orientiert die Vermieterin über die anwendbaren öffentlich-
rechtlichen Bestimmungen, die Art der Förderung und die damit verbundenen Vermietungsvorschrif-
ten. Die Vermieterin orientiert den Mieter/die Mieterin über seine/ihre Meldepflichten. Allfällige finanziel-
le Nachteile, die entstehen, weil der Mieter/die Mieterin den Meldepflichten nicht nachkommt, sind vom 
Mieter/von der Mieterin zu tragen. 
 
Mitteilungen der Vermieterin, die das Mietverhältnis betreffen, gelten an der zuletzt gemeldeten Adres-
se des Mieters/der Mieterin als ordnungsgemäss zugestellt. 
 
 
14. Erneuerungsarbeiten und Änderungen durch die Ve rmieterin 

14.1. Planung 

Die Vermieterin plant Erneuerungen und Änderungen ihrer Liegenschaften mittelfristig. Sie orientiert 
die Mieter/Mieterinnen über die Planung und die getroffenen Entscheide. 

14.2 Ausführung 

Erneuerungen und Änderungen am Mietobjekt müssen vom zuständigen Organ genehmigt werden. 
Sie sind ohne Zustimmung des Mieters/der Mieterin nur zulässig, wenn sie zumutbar sind und das 
Mietverhältnis nicht gekündigt ist.  
 
Umbauten, umfassende Überholungen und Neuinstallationen sind dem Mieter/der Mieterin rechtzeitig, 
in der Regel mindestens 3 Monate vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. Die Mitteilung muss einen 
Grobterminplan sowie Angaben über die mutmassliche Mietzinserhöhung nach Abschluss der Arbeiten 
enthalten. Die Vermieterin bietet Mitgliedern, die nach der Erneuerung bzw. baulichen Änderung nicht 
im Mietobjekt verbleiben können, nach Möglichkeit gleichwertige Mietobjekte an.  
 
Detaillierte Angaben über Arbeitsabläufe und Termine werden vor Beginn der Ausführung dem Mie-
ter/der Mieterin zugestellt. Bei den Arbeiten ist auf die Mieter/Mieterinnen im Rahmen der Gegebenhei-
ten Rücksicht zu nehmen.  
 
 
15. Erneuerungen und Änderungen durch den Mieter/di e Mieterin 

15.1 Zustimmung der Vermieterin 

Sämtliche Erneuerungen und Änderungen in oder an der Mietsache (auch Verbesserungen) dürfen nur 
mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung der Vermieterin vorgenommen werden. Sie sind fachmän-
nisch auszuführen bzw. ausführen zu lassen.  

15.2 Wiederherstellung und Entschädigung 

Liegt die Zustimmung der Vermieterin vor, so kann beim Auszug die Wiederherstellung des früheren 
Zustandes nur verlangt werden, wenn dies schriftlich vereinbart worden ist. Eine Entschädigung ist 
jedoch nicht geschuldet. 
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Erneuerungen und Änderungen ohne Zustimmung der Vermieterin gehen beim Auszug in das Eigen-
tum der Vermieterin über und werden nicht entschädigt; die Vermieterin kann jedoch die Wiederher-
stellung des ursprünglichen Zustandes auf Kosten des Mieters/der Mieterin verlangen. Der/die nach-
folgende Mieter/Mieterin kann nicht zur Übernahme oder zu Entschädigungsleistungen verpflichtet 
werden. 

15.3 Übernahme durch den/die nachfolgende/n Mieter/Mieterin 

Werden bei Mieterwechsel Änderungen am Mietobjekt übernommen, gehen damit auch alle entspre-
chenden Rechte und Pflichten gegenüber der Vermieterin auf den/die neue/n Mieter/Mieterin über. 
 
 
16. Zutrittsrecht 
 
Die Vermieterin hat das Recht, das Mietobjekt zu besichtigen, soweit dies für den Unterhalt, den Ver-
kauf oder die Weitervermietung erforderlich ist. Sie hat dies dem Mieter/der Mieterin mindestens drei 
Tage im Voraus anzuzeigen. 
 
Bei längerer Abwesenheit ist der Mieter/die Mieterin verpflichtet, bei der Vermieterin oder einer Ver-
trauensperson die Schlüssel zu hinterlegen, verbunden mit der Erlaubnis, die Wohnung in den vertrag-
lich vorgesehenen Fällen zu betreten. Name und Adresse der Vertrauensperson sind der Vermieterin 
bekannt zu geben. 
 
In Notfällen hat die Vermieterin das Recht, sich ohne vorherige Anmeldung Zutritt zur Wohnung zu 
verschaffen. 
 
 
17. Schlüssel 
 
Bei der Wohnungsübergabe wird ein Schlüsselverzeichnis erstellt. Neue Schlüssel dürfen nur mit der 
Erlaubnis der Vermieterin angefertigt werden und sind beim Auszug ohne Entschädigung der Vermie-
terin zu überlassen.  
 
Abhanden gekommene Schlüssel sind vom Mieter/von der Mieterin spätestens bei Beendigung des 
Mietvertrages auf seine/ihre Kosten zu ersetzen. Bei Verschulden des Mieters/der Mieterin ist die Ver-
mieterin in einem solchen Fall berechtigt, die Schliessanlage und Schlüssel auf Kosten des Mieters/der 
Mieterin zu ändern oder ersetzen.  
 
Die Vermieterin ist berechtigt, über einen Passepartout zu den Mietobjekten zu verfügen, der unter 
Verschluss aufzubewahren ist und nur im ausgewiesenen Notfall benützt werden darf. Über eine er-
folgte Benützung ist der Mieter/die Mieterin unverzüglich zu orientieren. 
 
 
 

IV Beendigung des Mietverhältnisses 
 
 
18. Kündigung 

18.1 Kündigung durch den Mieter/die Mieterin 

Der Mieter/die Mieterin kann den Mietvertrag mit eingeschriebenem Brief unter Einhaltung der vertrag-
lichen Kündigungsfristen und -termine kündigen. Das Kündigungsschreiben muss spätestens am letz-
ten Tag vor Beginn der Kündigungsfrist bei der Vermieterin eintreffen. Bei verheirateten oder in einer 
eingetragenen Partnerschaft lebenden Mietern/Mieterinnen muss es von beiden Ehe- bzw. eingetrage-
nen Partnern unterschrieben sein. 
 
Die Wirkung der Kündigung des Mietverhältnisses auf die Mitgliedschaft richtet sich nach den entspre-
chenden Bestimmungen der Statuten der Wohnbaugenossenschaft.  
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18.2 Kündigung durch die Vermieterin 

Ist der Mieter/die Mieterin Mitglied der Wohnbaugenossenschaft, ist die Kündigung durch die Wohn-
baugenossenschaft nur gültig, wenn das Mitglied aus der Wohnbaugenossenschaft ausgeschlossen 
wurde. Ausschlussgründe und -verfahren richten sich nach den entsprechenden Bestimmungen der 
Statuten der Wohnbaugenossenschaft. 
 
Die Kündigung des Mietverhältnisses muss mit amtlich genehmigtem Formular erfolgen und spätes-
tens am letzten Tag vor Beginn der Kündigungsfrist beim Mieter/bei der Mieterin eintreffen. Bei verhei-
rateten oder in eingetragener Partnerschaft lebenden Mietern/Mieterinnen ist die Kündigung mit ge-
trennter Post beiden Ehe- bzw. eingetragenen Partnern zuzustellen. Kündigungsfristen und -termine 
richten sich nach den vertraglichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen. 

18.3 Anfechtung der  Kündigung 

Die Kündigung des Mietverhältnisses kann innert 30 Tagen nach Erhalt bei der örtlichen Schlichtungs-
behörde angefochten werden. 

18.4 Anfechtung des Ausschlusses 

Ist der Mieter/die Mieterin Mitglied der Wohnbaugenossenschaft richten sich die Anfechtung des Aus-
schlusses aus der Wohnbaugenossenschaft und ihre Auswirkung auf die Kündigung des Mietvertrages 
nach den entsprechenden Bestimmungen der Statuten der Wohnbaugenossenschaft. 
 
 
19. Vorzeitiger Auszug 

19.1 Grundsatz 

Will der Mieter/die Mieterin das Mietobjekt ohne Einhaltung der vereinbarten Fristen und Termine zu-
rückgeben, so haftet er/sie auch bei vorzeitiger Schlüsselrückgabe bis zur Wiedervermietung, längs-
tens bis zum nächsten vertraglichen Kündigungstermin, sofern er/sie sich nicht nach dem nachfolgen-
den Absatz von dieser Haftung befreien kann.  

19.2 Ausnahme 

Der Mieter/die Mieterin kann sich von der Haftung jeweils auf ein Monatsende befreien, wenn er/sie 
einen/eine für die Vermieterin zumutbaren Nachmieter/zumutbare Nachmieterin vorschlägt, der/die 
bereit ist, den Mietvertrag zu den gleichen Bedingungen zu übernehmen, den sich aus den Statuten 
und Reglementen bzw. aus den behördlichen Vorschriften ergebenden Vermietungsgrundsätzen ent-
spricht und zahlungsfähig ist. Ferner muss sich der Nachmieter/die Nachmieterin bereit erklären, Mit-
glied der Wohnbaugenossenschaft zu werden, wenn der Mieter/die Mieterin Mitglied war. 
 
Der Nachmieter/die Nachmieterin hat der Genossenschaft das Bewerbungsformular, einen Steuer-
ausweis, einen Auszug aus dem Betreibungsregister und gegebenenfalls eine Kopie des Ausländer-
ausweises einzureichen. Die Genossenschaft hat vom Vorliegen dieser Dokumente an 15 Werktage 
Zeit, sich zu entscheiden (Prüfungsfrist). Wenn der Nachmieter/die Nachmieterin zumutbar ist, haftet 
der/die ausziehende Mieter/Mieterin nur für Mietzins und Nebenkosten bis zum nächsten Monatsende, 
das dem Ablauf der Prüfungsfrist folgt; dies gilt auch, wenn diese/r zumutbare Nachmie-
ter/Nachmieterin von der Vermieterin die Wohnung nicht erhält. Stellt der/die ausziehende Mie-
ter/Mieterin keinen oder keine zumutbare/n Nachmieter/Nachmieterin, haftet er/sie bis zum nächsten 
vertraglichen Kündigungstermin.  
 
Führt die Vermieterin eine Warteliste, ist sie verpflichtet, die dortigen Interessenten/Interessentinnen 
anzufragen. Entscheidet sie sich für eine Person auf der Warteliste, haftet der/die ausziehende Mie-
ter/Mieterin bis zu dessen Einzug, höchstens aber einen Monat länger als die nach Abs. 2 hiervor be-
rechnete Frist. 
 
Ist die Wohnung weitervermietet oder wird ein vorgeschlagener Nachmieter/eine vorgeschlagene 
Nachmieterin abgelehnt, muss die Vermieterin dies dem/der ausziehenden Mieter/Mieterin unverzüg-
lich mitteilen. Für die mit der ausserterminlichen Wiedervermietung der Wohnung verbundenen be-
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sonderen Kosten, insbesondere für zusätzliche Inseratekosten, haftet der/die ausziehende Mie-
ter/Mieterin.   
 
 
20. Rückgabe des Mietobjekts 
 
Das Mietobjekt ist vollständig geräumt und einwandfrei gereinigt mit allen Schlüsseln nach Ortsge-
brauch bzw. spätestens am Tag nach Beendigung der Miete um 12 Uhr zurückzugeben. Fällt dieser 
Termin auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Ruhe- oder Feiertag, hat die Rückgabe am 
nächsten Werktag bis 12 Uhr zu erfolgen. Die Parteien vereinbaren rechtzeitig einen Abnahmetermin. 
Für Wohnungen in der Nordwestschweiz bleibt die Vereinbarung einer Reinigungspauschale vorbehal-
ten.  
 
Bei der Wohnungsabnahme wird ein Abnahmeprotokoll erstellt, das von beiden Parteien zu unter-
zeichnen ist. Weigert sich der Mieter/die Mieterin, das Protokoll zu unterzeichnen, muss die Vermiete-
rin das Protokoll innerhalb von fünf Arbeitstagen per Einschreiben zustellen. Wird ein amtlicher Befund 
aufgenommen, ist dieser ebenfalls dem/der abwesenden Mieter/ Mieterin per Einschreiben zuzustel-
len. Die Kosten eines amtlichen Befunds trägt der Mieter/die Mieterin. 
 
Die Vermieterin erstellt innert drei Monaten nach Beendigung des Mietvertrages die Schlussabrech-
nung. War der Mieter/die Mieterin Mitglied der Wohnbaugenossenschaft erfolgt die Schlussabrech-
nung innert drei Monaten nach Fälligkeit der Rückzahlung des Anteilkapitals. Für die Nebenkostenab-
rechnung bleiben Ziff. 2.3 und 2.4 vorbehalten. 
 
 
 

V Schlussbestimmungen 
 
 
21. Änderungen, anwendbares Recht und Gerichtsstand  

21.1 Änderungen 

Änderungen und Ergänzungen des Mietvertrages und dieser Allgemeinen Bestimmungen bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Schriftform und der Unterzeichnung durch beide Parteien. 

21.2 Anwendbares Recht 

Von diesem Vertrag nicht ausdrücklich geregelte Fragen unterstehen den Bestimmungen des Schwei-
zerischen Obligationenrechts, insbesondere den Art. 253 ff. resp. bei staatlich geförderten Wohnungen 
den entsprechenden öffentlich-rechtlichen Bestimmungen.  

21.3 Gerichtsstand 

Für alle zivilrechtlichen Streitigkeiten, die aus diesem Mietvertrag entstehen, gilt der Ort des Mietob-
jekts als Gerichtsstand. 
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